Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1877 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Januar 1964 

6 — 68070 — 5112/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Anwendung der Quali- 
tätsnormen auf Obst und Gemüse, das innerhalb des erzeu- 
genden Mitgliedstaates in den Verkehr gebracht wird. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 17. Januar 1964 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

Blank 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Anwendung der Qualitätsnormen auf Obst und 
Gemüse, das innerhalb des erzeugenden Mitgliedstaates in den 

Verkehr gebracht wird 

(dem Rat von der Kommission vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse ‘), in der 
durch die Verordnung Nr abgeänderten Fas- 

sung, insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um Erzeugnisse von unzureichender Qualität dem 
Markt fernzuhalten und die Handelsbeziehungen auf 
der Grundlage eines lauteren Wettbewerbs und ge- 
meinsamer Vorschriften zu erleichtern, sieht Arti- 
kel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 23 vor, daß die 
Qualitätsnormen schrittweise auf das innerhalb des 
erzeugenden Mitgliedstaates in den Verkehr ge- 
brachte Obst und Gemüse angewandt und spätestens 
am 1. Januar 1968 in vollem Umfang in Kraft gesetzt 
werden. 

Von einigen Sonderfällen — namentlich den Di- 
rektlieferungen an die Sortierungsstellen — abge- 
sehen, müssen diese Normen auf alle Vermarktungs- 
stufen anwendbar sein. 

Beim derzeitigen Stand der gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse können die 
Normen auf die in den Anhängen I A und I B zur 
Verordnung Nr. 23 aufgeführten Erzeugnisse ange- 
wandt werden; auf einzelstaatlicher Ebene empfiehlt 
es sich, die bereits für den innergemeinschaftlichen 
Handel geltenden Qualitätsnormen der Anhänge 
II 1 bis II 8 der Verordnung Nr. 23 und I 1 bis I 9 
der Verordnung Nr. 58 2 ) und des Anhangs zur Ver- 
ordnung Nr. 64 3 ) anzuwenden. 

Zu diesem Zweck müssen die Normen zunächst 
auf die Bedürfnisse des Binnenmarkts zugeschnitten 
und anschließend der Entwicklung dieser Bedürfnisse 
und insbesondere der Entwicklung der Erzeugung 
und der Vermarktungstechnik sowie den Ansprüchen 
der Verbraucher angepaßt werden. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 20. April 1962, S. 965/62 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 

vom 7. Juli 1962, S. 1606/62 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 63 

vom 20. Juli 1962, S. 1741/62 


Es empfiehlt sich, für die Identifizierung der für 
den Binnenmarkt bestimmten Erzeugnisse besondere 
Vorschriften festzulegen. 

Um die Einhaltung und die einheitliche Anwen- 
dung der Qualitätsnormen sicherzustellen, muß eine 
Kontrolle vorgesehen werden, die hierfür die Bedin- 
gungen festsetzt und Sanktionen für gelegentliche 
Verstöße vorschreibt. 

Für den Fall außergewöhnlicher Erzeugungs- und 
Marktverhältnisse empfiehlt es sich, eine Bestim- 
mung vorzusehen, wonach die Mitgliedstaaten er- 
mächtigt werden können, die geltenden Qualitäts- 
normen in einem Gemeinschaftsverfahren und auf 
begrenzte Zeit abzuändern, um durch geeignete 
Maßnahmen Schwierigkeiten, die auf ihren Märkten 
auftreten könnten, begegnen zu können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Ab 1. April 1965 dürfen die im Anhang I A der 
Verordnung Nr. 23 des Rats aufgeführten Erzeug- 
nisse, ab 1. April 1966 die im Anhang I B der glei- 
chen Verordnung aufgeführten Erzeugnisse inner- 
halb jedes einzelnen erzeugenden Mitgliedstaates 
nur dann in den Verkehr gebracht oder vermarktet 
werden, wenn sie den gemeinsamen Normen für 
Güte, Größensortierung und Aufmachung — im fol- 
genden „Qualitätsnormen" genannt — entsprechen, 
die in den Anhängen II 1 bis II 8 der Verordnung 
Nr. 23 und I 1 bis I 9 der Verordnung Nr. 58 und im 
Anhang zur Verordnung Nr. 64 festgelegt sind. 

2. Etwaige, für die Zeit bis zum 31. Dezember 1967 
vorzunehmende Änderungen der Qualitätsnormen, 
die erforderlich werden, um letztere an den Binnen- 
handel der erzeugenden Mitgliedstaaten anzupassen, 
erfolgen unter analoger Anwendung des in Ar- 
tikel 13 der Verordnung Nr. 23 vorgesehenen Ver- 
fahrens. 

Artikel 2 

Von der Verpflichtung, den Qualitätsnormen im 
Sinne von Artikel 1 zu entsprechen, sind befreit: 

— Erzeugnisse, die direkt vom Erzeuger an die 
Sortierungsstellen geliefert werden; 

— Erzeugnisse, die nicht für den Markt bestimmt 
sind, d. h. vor allem Erzeugnisse, welche der Ver- 
braucher direkt ab Hof kauft; 
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— Erzeugnisse, die zur Verarbeitung direkt an die 
Industrie geliefert werden. 

Artikel 3 

Die in den Qualitätsnormen für die Kennzeichnung 
vorgesehenen Angaben müssen auf einer Seite der 
Verpackung zusammengestellt sein. 

Bei Erzeugnissen, die unverpackt unmittelbar in 
einem Transportmittel befördert werden — lose ver- 
laden — , müssen diese Angaben auf einem „Waren- 
begleitschein" vermerkt sein. 

Artikel 4 

Im Einzelhandel können die Erzeugnisse ohne ihre 
ursprüngliche Verpackung angeboten werden, sofern 
der Einzelhändler die Ware mit einem Schild aus- 
zeichnet, das in deutlicher Schrift folgende Angaben 
trägt: 

— die Güteklasse, 

— die Sorte, soweit diese Angabe in den Qualitäts- 
normen vorgeschrieben ist. 

Artikel 5 

Zur Feststellung, ob die Erzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 den Vorschriften dieser Verordnung 
genügen, führen die von den einzelnen Mitglied- 
staaten bezeichneten und im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung aufgeführten Stellen eine Kontrolle durch; 
eine Änderung des Anhangs kann gegebenenfalls 
unter analoger Anwendung des Verfahrens des Ar- 
tikels 13 der Verordnung Nr. 23 des Rats vorgenom- 
men werden. 

Die Kontrolle wird stichprobenweise auf allen 
Vermarktungsstufen sowie während des Transports 
durchgeführt. Vorzugsweise hat sie jedoch vor dem 
Abtransport aus den Anbaugebieten bei der Sortie- 
rung oder beim Verladen der Ware zu erfolgen. 

Artikel 6 

1. Für die Abwicklung der Kontrolle gilt Artikel 3 
Absatz 1 und 2 der Verordnung Nr. 60 über die 
ersten Maßnahmen zur Qualitätskontrolle von Obst 
und Gemüse im Handel zwischen den Mitgliedstaa- 
ten 4 ). 

2. Der Kontrollbeamte überzeugt sich davon, daß 
alle für die Kennzeichnung vorgesehenen Angaben 
vorhanden sind und mit den Kontrollergebnissen 
übereinstimmen. 

Artikel 7 

Entsprechen die kontrollierten Partien nicht den 
geltenden Vorschriften, so ordnet die Kontrollstelle 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 59 
vom 13. Juli 1962, S. 1665/62 


unbeschadet der in Artikel 8 vorgesehenen Straf- 
bestimmungen an, daß die Partien mit diesen Vor- 
schriften in Übereinstimmung gebracht werden. 

Bei Kontrollen auf den Verbrauchermärkten hat 
der Kontrollbeamte jedoch dem Umstand Rechnung 
zu tragen, daß Frische und Turgor, die die Ware 
beim Versand aufwies, durch den Transport und die 
Lagerung geringfügig gelitten haben können. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Be- 
stimmungen, damit diejenigen natürlichen oder ju- 
ristischen Personen, welche Erzeugnisse, die den 
Vorschriften dieser Verordnung nicht genügen, feil- 
halten, anbieten, zum Verkauf vorrätig halten, ver- 
kaufen, befördern oder sonst in den Verkehr brin- 
gen oder die Beförderung zu diesem Zweck veran- 
lassen, unbeschadet der sonstigen in ihren Rechts- 
vorschriften vorgesehenen Strafbestimmungen mit 
einer Geldbuße nicht unter 20 RE belegt werden. 

Artikel 9 

Diese Verordnung findet nach Maßgabe der Ein- 
zelheiten, die unter analoger Anwendung des Ver- 
fahrens des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 zu 
erlassen sind, auch auf das in einen Mitgliedstaat 
eingeführte Obst und Gemüse Anwendung. 

Artikel 10 

Glaubt ein Erzeugermitgliedstaat im Falle einer 
mengen- wie auch gütemäßig besonders guten oder 
schlechten Ernte, daß etwaigen Schwierigkeiten auf 
seinem eigenen Markt durch eine Änderung der 
Qualitätsnormen begegnet werden könnte, so kann 
er unter analoger Anwendung des Verfahrens des 
Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 ermächtigt wer- 
den, die Qualitätsnormen auf begrenzte Zeit, jedoch 
nicht über den 31. Dezember 1967 hinaus zu ändern. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten, damit diese Verordnung von den in Artikel 1 
Absatz 1 vorgesehenen Zeitpunkten an angewandt 
werden kann. 

Sie teilen diese Maßnahmen der Kommission spä- 
testens einen Monat nach ihrem Erlaß mit. 

Artikel 12 

Die Maßnahmen, mit denen eine einheitliche An- 
wendung dieser Verordnung sichergestellt werden 
soll, werden unter analoger Anwendung des Ver- 
fahrens des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 er- 
lassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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